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Im Jahr 1972 führte ein Beschluss der bundes-
deutschen Ministerpräsidenten und des Bundes-
kanzlers Willy Brandt zu einer Welle von Über-

prüfungen bei Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst und Beamten. Zur Abwehr angeblicher Ver-
fassungsfeinde sollten „Personen, die nicht die Ge-
währ bieten, jederzeit für die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung einzutreten“, aus dem öffent-
lichen Dienst ferngehalten bzw. entlassen werden.

Solche Überprüfungen fußten auf „Erkennt-
nissen“ des Verfassungsschutzes. Der Erlass, die 
„Grundsätze zur Frage der verfassungsfeindlichen 
Kräfte im öffentlichen Dienst“ (Ministerpräsiden-
tenbeschluss vom 28. Januar 1972) richtete sich for-
mell gegen „Links- und Rechtsextremisten“, in der 
Praxis traf er vor allem Linke: Mitglieder der DKP, 
der SDAJ, des MSB und anderer sozialistischer und 
linker Gruppierungen, Mitglieder von Friedensini-
tiativen bis hin zu SPD-nahen Studierendenorgani-
sationen. Ja, er traf sogar sozialdemokratische Kri-
tiker des „Radikalenerlasses“.

„Mit dem Kampfbegriff der ‚Verfassungsfeind-
lichkeit’ wurden missliebige und systemkritische 
Organisationen und Personen an den Rand der Le-
galität gerückt, wurde die Ausübung von Grund-
rechten wie der Meinungs- und Organisationsfrei-

heit bedroht und bestraft“, hieß es vor vier Jahren in 
der nach wie vor hoch aktuellen Erklärung „28. Ja-
nuar 2012: 40 Jahre Berufsverbot – Betroffene for-
dern: endlich Aufarbeitung und Rehabilitierung!“ 
(http://berufsverbote.de/index.php/erklaerung.html)

Es ging mit dem „Radikalenerlass“ um die Wie-
derherstellung und Festigung des inneren antikom-
munistischen Konsenses in der Bundesrepublik 
Deutschland in Zeiten außenpolitischer Entspan-
nung, der Neuen Ostpolitik unter Willy Brandt, der 
Zulassung der DKP und in den öffentlichen Dienst 
drängender „68er“. Der Sozialdemokrat Gert Börn-
sen schrieb im August 1973 in „Die Zeit“ Hinter-
grund des „Extremistenerlasses“ und der Berufs-
verbotspraxis seien Klassenauseinandersetzungen in 
der Bundesrepublik: „Die Bedrohung der spätkapi-
talistischen Ordnung ist nicht durch noch so extre-
me rechtsradikale und neonazistische Ideologen und 
deren Vertreter im Staatsdienst gegeben, sondern 
durch ‚Linke’. Durch ‚Systemüberwinder’ usw. … 
Die zunehmende öffentliche Kritik an der Konzen-
tration und Zentralisation des Kapitals, an der Mo-
nopolisierung und Oligopolisierung der Wirtschaft 
und die politischen Auswirkungen dieser Kritik auf 
Staat und Gesellschaft haben die Rechtskräfte in der 
BRD nervös gemacht und verschärfte Maßnahmen 

des Staates gegen die Kritiker fordern lassen. Für die 
rechten Gruppen ist die Unterdrückung der ‚system-
gefährdenden’ Kritik ein machtpolitisches Problem“ 
(G. Börnsen: Extremisten-Erlass ein widersinniges 
Abkommen. In: „Die Zeit“, 24.8.1973, Nr. 35).

Die Berufsverbote waren einmalig in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und wurden damals in 
internationalen Gremien als Verletzung der Men-
schenrechte gewertet. Im In- und Ausland formier-
te sich eine breite Protestbewegung.

Bis Ende der achtziger Jahre mussten sich 
3,5 Millionen Bewerber für den öffentlichen Dienst 
auf ihre Gesinnung überprüfen lassen. In der Fol-
ge kam es zu 11 000 offiziellen Berufsverbotsver-
fahren, 2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ableh-
nungen von Bewerbungen und 265 Entlassungen. 
Diese Angaben machte die Bundesregierung ge-
genüber der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), die 1987 die Berufsverbotspraxis verurteilt 
hatte. Andere Zahlen liegen nicht vor, von einer 
hohen Dunkelziffer ist auszugehen.

Als erstes Bundesland hob das Saarland den 
Radikalenerlass am 25. Juni 1985 förmlich auf. Wei-
tere Bundesländer folgten oder ersetzten den Er-
lass durch länderspezifische Nachfolgeregelungen. 

Als letztes Bundesland stellte der Freistaat Bayern 
1991 die Regelanfrage ein.

In den meisten Ländern wird heute eine soge-
nannte Bedarfsanfrage beim Verfassungsschutz 
durchgeführt.

Nach dem Anschluss der DDR galt ab 1990 die 
Überprüfungspraxis in den neuen Bundesländern.

Die Bedrohung durch den „Radikalenerlass“ 
gehört auch heute keineswegs der Vergangenheit 
an: In Bayern wird seit 1991 jeder Bewerber zum 
Staatsdienst in einem Fragebogen zur möglichen 
Mitgliedschaft in einer „verfassungsfeindlichen“ 
Organisation oder früheren Funktionärsposten 
in einer Massenorganisation der DDR befragt. 
Im Jahr 2004 belegten die Bundesländer Baden-
Württemberg und Hessen den Heidelberger Real-
schullehrer Michael Csaszkóczy mit Berufsverbot, 
weil er sich in antifaschistischen Gruppen engagiert 
hatte. Erst 2007 wurde seine Ablehnung für den 
Schuldienst durch die Gerichte endgültig für un-
rechtmäßig erklärt. Er erhielt Schadenersatz und 
wurde in den Staatsdienst übernommen.

Aktuell blockiert der Verfassungsschutz die Ein-
stellung des DKP-Mitglieds Kerem Schamberger an 
der Münchener Uni. UZ/Fotos: UZ-Archiv

Kein Ende der Berufsverbote?
Demonstration in Düsseldorf am 5.2.1977 Arbeiterjugend demonstriert – Von den Kollegen gewählt, von den Bossen 

gefeuert (Köln am 2.10.1973)

Bild oben: Düsseldorf 6. Juni 1973 – Bild unten links: Hannover, 9.2.1983
Bild unten: Köln am 11. Oktober 1984 Aktion vor dem Verfassungsschutzgebäude

unsere zeit Positionen Freitag, 4. November 2016 9

Georg Fülberth über die US-Wahlen und den Aufstieg der Rechten

Dritte Partei
1912 trat der ehemalige US-Präsi-
dent Theodore Roosevelt, der von 
seinen Republikanern nicht mehr 
aufgestellt wurde, für eine „Progres-
sive Party“ an und scheiterte. 1948 
kandidierte Henry A. Wallace, einst 
Vizepräsident, ebenfalls für eine Par-
tei dieses Namens. Er wurde auch 
von den Kommunisten unterstützt, 
die später immer wieder auch eige-
ne Bewerber aufstellten, für das Vi-
zepräsidenten-Amt 1980 und 1984 
Angela Davis (0,05 bzw. 0,04 Pro-
zent). Der Umweltschützer Ralf Na-
der trat 1996, 2000, 2004 und 2008 an, 
die Grüne Jill Stein 2012, und sie ver-
sucht es auch diesmal.

Die so genannten „Dritte Par-
teien“ gehörten immer zur Linken. 
Selbst der Imperialist Theodore Roo-
sevelt (nicht zu verwechseln mit sei-
nem Neffen Franklin Delano Roose-
velt) sah sich so, wegen seiner innen-
politischen Reformprogramme.

2016 wäre also Jill Stein die Kan-
didatin der linken Dritten Partei.

Wohin gehört Donald Trump? 
Klar: zur äußersten Rechten. Viel-
leicht könnte man ihn aber auch als 
Kandidaten einer Vierten Partei se-
hen. Er gewann zwar die Vorwah-
len der Republikaner, aber gegen 
deren Apparat. Da Jill Stein weit 
abgeschlagen ist, könnte sein An-
hang auch als Dritte Partei bezeich-
net werden, diesmal also nicht eine 

linke, sondern eine rechte. Dass sie 
untergeht, falls er scheitert, ist nicht 
sicher. Gewinnt er gar, hat sie sich 
etabliert. Die bisherige Republi-
kanische Partei bliebe bestehen, es 
gäbe dann – zumindest vorüberge-
hend – ein Drei-Parteien-System in 
den USA.

Dass insofern die Dritte Partei 
von der Rechten gestellt wird, zeigt 
eine Verschiebung des politischen 
Spek trums an und gehört zu einem 
Trend in der gesamten kapitalisti-
schen Welt einschließlich Russlands, 
mit Ausnahme vorerst vielleicht noch 
Chinas: Chauvinisten der verschie-
densten Art sind entweder an der 
Macht oder führen eine starke Op-
position an.

Gewinnt Clinton, hat sie sich 
vor allem bei Trump zu bedanken. 
Dass diese kriegsfreundliche Poli-
tikerin im Volk weithin unbeliebt 
ist, mag zunächst nicht viel über sie 
selbst aussagen, denn das Volk hat ja 
manchmal merkwürdige Ansichten. 
Aber auch die Linken sagen ziem-
lich einstimmig, sie sei im Grunde 
nicht wählbar. Bernie Sanders wirbt 
für sie als Parteisoldat. Angela Da-
vis spricht sich zähneknirschend für 
sie aus – wegen Trump. Ohne diesen 
ihren wichtigsten Wahlhelfer würde 
sogar die Tatsache, dass sie die ers-
te Frau im Präsidentenamt werden 
könnte, vielleicht nicht ausreichen.

Sevim Dagdelen über die Terrorbeihilfe für Merkels Premiumpartner

Freifahrtschein für die 
Erdogan-Diktatur
Recep Tayyip Erdogan errichtet in der 
Türkei eine Ein-Mann-Diktatur und 
seine Verbündeten in der NATO ge-
ben ihm dabei Rückendeckung. Nach 
dem Angriff auf die wichtigste ver-
bliebene regierungskritische Zeitung 
„Cumhuriyet“ bekräftigt Washing-
ton seine „Freundschaft“ mit Ankara. 
Um den Schein zu wahren, wird der 
Partner in Ankara gebeten, doch bit-
te die Meinungsfreiheit zu respektie-
ren. Ähnliches verlautet von der EU 
in Brüssel, während gleichzeitig soge-
nannte Vorbeitrittshilfen in Milliar-
denhöhe fließen. Auch Bundeskanz-
lerin Merkel bekundet, sie mache sich 
„Sorgen um die Pressefreiheit“ in der 
Türkei. Das ist pure Heuchelei und 
hält sie nicht davon ab, weiter Bun-
deswehrsoldaten nach Incirlik zu schi-
cken. Die Pressefreiheit in der Türkei 
ist längst abgeschafft. Merkels Premi-
umpartner Erdogan hat bei seinem 
Putsch gegen die Demokratie mittler-
weile mehr als 100 kritische Medien 
geschlossen und ebenso viele Journa-
listen in Haft genommen.

Mit brutaler Gewalt geht Erdo-
gan gegen alle Andersdenkenden vor. 
HDP-Chef Selahattin Demirtas warnt 
vor einem neuen „Hitler-Faschismus“ 
in der Türkei. Um Platz in den Knäs-
ten für seine Kritiker zu schaffen, hat 
der Despot mehr als 30 000 verurteil-
te Straftäter vorzeitig aus der Haft 
entlassen, darunter selbst Mörder. 
Merkels Premiumpartner führt Krieg 
gegen die Kurden, in der Türkei wie 
im Nachbarland Syrien – und die Bun-
deswehr steuert mit ihren „Tornado“-
Aufklärungsdaten wahrscheinlich 
auch noch die Zieldaten dafür bei. 
Mit dem geplanten AWACS-Einsatz 
unter deutscher Beteiligung wird das 
perfektioniert. Das ist Terrorbeihilfe 
aus Berlin für den Terrorpaten in An-
kara. Zu den Waffenlieferungen an is-
lamistische Milizen in Syrien kommen 
die gezielten Angriffe auf die kurdi-
schen Volksverteidigungseinheiten 
YPG. Erdogan gibt vor, mit den USA 
und anderen NATO-Staaten den „Is-
lamischen Staat“ zu bekämpfen. Tat-
sächlich stärkt er die Gotteskrieger 
nach Kräften. Die Bundesregierung 

weiß das ganz genau: Im Sommer hat 
sie selbst erklärt, der türkische Prä-
sident habe sein Land zur „zentralen 
Aktionsplattform“ für islamistische 
und terroristische Organisationen im 
Nahen Osten ausgebaut.

Mittlerweile stellt Erdogan die 
Grenzen in der Region in Frage. Das 
irakische Mosul und das syrische 
Aleppo gehörten dem türkischen 

Volk, lässt er seinen neoosmanischen 
Großmachtphantasien freien Lauf. 
Selbst EU-Mitglieder sind vor ihm 
nicht sicher. Auf Karten in Erdogan-
Medien werden die Gebietsansprü-
che auf die griechische Inselgruppe 
der Dodekanes und auf Bulgarien 
ausgeweitet.

Der Präsident in Ankara hat für 
seinen antidemokratischen Kurs ei-
nen Freifahrtschein von Bundeskanz-
lerin Merkel, von der EU und von der 
NATO. Erdogan kann gegen die Kur-
den Krieg führen und seine Kritiker 
einknasten, weil in Berlin, Brüssel 
und Washington zum Schein die Stirn 
gerunzelt wird, aber keiner die rote 
Karte zeigt.

Sevim Dagdelen ist Mitglied des Aus-
wärtigen Ausschusses des Bundesta-
ges und Sprecherin für Internationale 
Beziehungen der Fraktion „Die Linke“ . 
Im Westend-Verlag ist von ihr gerade 
das Buch „Der Fall Erdogan. Wie uns 
Merkel an einen Autokraten verkauft“ 
erschienen.

Studierende gegen Berufsverbot
Solidarität mit Kerem Schamberger, Freiheit der Wissenschaft verteidigen

Der AStA der Hamburger Uni, die Fach-
schaft Kommunikationswissenschaf-
ten der Münchener Uni und linke Stu-
dierende aus der Schweiz haben gegen 
das De-Facto-Berufsverbot für Kerem 
Schamberger protestiert. Der bayerische 
Verfassungsschutz blockiert seit Anfang 
Oktober Kerems Einstellung als Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter an der Münche-
ner Uni, weil er Mitglied der DKP ist. 
Bewerber für den Öffentlichen Dienst 
müssen in Bayern in einem Fragebogen 
versichern, dass sie „Gewähr dafür bie-
ten, für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung und die Verfassung des 
Freistaates Bayern einzutreten“.

Offenbar hat der Verfassungsschutz 
inzwischen eine Stellungnahme zu Ke-
rems Einstellung an die Universität ge-
schickt, bei Redaktionsschluss war un-
klar, ob das Berufsverbot damit ver-
längert oder aufgehoben wird. Zu der 
ausführlichen, auch internationalen Be-
richterstattung sagte Kerem im ISW-In-
terview: „Im Grunde genommen kann 
ich dem Verfassungsschutz auch irgend-
wie dankbar sein, dass er aktuelle linke, 
kommunistische Positionen wieder auf 
die Titelseiten der Zeitungen gebracht 
hat.“

Verfassung vor dem 
Verfassungsschutz schützen
Der AStA der Universität Hamburg for-
dert „Wissenschaftsfreiheit statt Berufs-
verbote“:

„Wir solidarisieren uns als AStA 
der Universität Hamburg mit Kerem 
Schamberger und fordern die sofortige 
Aufhebung des de-facto-Berufsverbots. 
Die Freiheit der Wissenschaft, welche 
als Konsequenz aus der Indienstnahme 
der Wissenschaft im deutschen Faschis-
mus ins Grundgesetz geschrieben wurde, 
muss in Bayern anscheinend gegen den 
sog. „Verfassungsschutz“ verteidigt wer-
den. Besonders pikant ist die Tatsache, 
dass Kerem seit längerer Zeit die Situa-
tion der Pressefreiheit in verschiedenen 
Ländern untersucht, wozu er auch pro-
movieren und forschen soll. (…)

Nun soll genau die Fortführung dieser 
Tätigkeit auf wissenschaftlicher Grundla-
ge durch die blockierende Nicht-Antwort 
des ‚Bayerischen Landesamtes für Ver-

fassungsschutz‘ verhindert werden, weil 
Kerem Schamberger Mitglied der DKP 
und solidarisch mit der linken kurdischen 
Bewegung ist.
Wir verurteilen als studentische Interes-
senvertretung der Universität Hamburg 
diesen Antikommunismus aufs Schärfste. 
Der sogenannte Verfassungsschutz‘ agiert 
in Zeiten einer sich gesellschaftlich wei-

ter zuspitzenden gesellschaftlichen Pola-
risierung (und darin der Brutalisierung 
der Rechten) im Kalter-Krieg-Modus: 
auf dem rechten Auge blind und Linke 
kriminalisierend. (…) (D)ie Verfassung 
muss aktuell anscheinend vor den ver-
meintlichen Verfassungsschützer*Innen 
geschützt werden.“

Unpolitisch
Die Fachschaft, in der Kerem Scham-
berger selbst aktiv war, postete bei Fa-
cebook:

„Die Fachschaft Kommunikations-
wissenschaft am (Institut für Kommu-
nikationswissenschaft und Medienfor-
schung der Uni München) steht an der 
Seite von Kerem Schamberger, als jahre-
langes aktives Fachschaftsmitglied. Auch 
wenn wir uns als Fachschaft von jeglicher 
politischer Einstellung distanzieren, kri-
tisieren wir die Verhinderung seiner An-
stellung an unserem Institut seitens des 
bayerischen Verfassungsschutzes. Wir 
sind der Meinung, dass seine politischen 
Einstellungen einer erfolgreichen wissen-
schaftlichen Karriere nicht im Wege ste-
hen sollten.“

Angriffsziel von Reaktionären
Bei der „Langen Nacht der Kritik“ mach-
ten linke Studierende aus Zürich und Fri-
bourg in der Schweiz ein Foto zur Solida-
rität und schrieben dazu:

„Einem jungen Kommunikationswis-
senschaftler der LMU (München), der zu 
Nordkurdistan doktorieren möchte, wird 
aktuell die Anstellung durch den baye-

rischen Verfassungsschutz verhindert, 
weil er Mitglied der DKP ist. Weil wir das 
scheisse finden und weil Kerem ein nicer 
Typ ist, haben wir 1 Solifoto gemacht. Da 
die Hintergründe des Falles bereits in vie-
len verschiedenen Medien abgehandelt 
wurden, beschränken wir uns auf einige 
Gedanken, welche mensch sich zu Solifo-
tos machen kann. (…)

Der Natur der Sache nach sind Kom-
munisten wie Kerem Schamberger inter-
nationalistisch orientiert und als solche 
eingebettet im Kampf gegen die beste-
henden Verhältnisse. Kerem Schamber-
ger hat sich über die letzten Jahre als zu-
verlässige Quelle zu (den Konflikten in 
der Türkei und dem Nahen Osten) ver-
dient gemacht. Durch seine Arbeit zeigt 
er einem grossen Publikum die Bigotterie 
und Mittäterschaft der bundesdeutschen 
und europäischen Regierungen an die-
sen Verbrechen gegen die Menschlich-
keit. Durch so eine unbeugsame interna-
tionalistische Ausrichtung werden solche 
Menschen Angriffsziel von reaktionären 
Organisationen wie dem Verfassungs-
schutz und haben ebenso unsere Solida-
rität verdient.“

Berufsverbot: Scheiße. Kerem: Nice. 1 Solifoto aus der Schweiz.

Protest in Madrid gegen Rajoy: Die 
Nachrichten nannten es eine Wahl, die 
Demonstranten gingen  – so das Mot-
to – „gegen den Putsch der Mafia“ auf 
die Straße: Am vergangenen Samstag 
ließ Mariano Rajoy sich erneut zum 
spanischen Ministerpräsidenten küren. 
Die Veranstalter sprachen von 150 000 
Menschen, die gegen die neue Regierung 
protestierten, die Polizei von 6 000. Nach 
der Abstimmung stießen auch linke Par-
lamentsabgeordnete zur Kundgebung.

Die Demonstration richtete sich ge-
gen den rechtskonservativen Minister-
präsidenten Mariano Rajoy, welcher seit 
2011 das Amt innehat und am Samstag 
nach einer zehnmonatigen Übergangs-
regierung wiedergewählt wurde. Da sei-
ne postfranquistische Volkspartei (PP) 
keinen Koalitionspartner fand, bildet sie 
nun eine Minderheitsregierung. Den Weg 
dazu ebneten die Sozialdemokraten, in-
dem sie sich bei der Abstimmung enthiel-
ten. Die Demonstranten werfen der sozi-
aldemokratischen PSOE „Verrat“ vor, da 
sie sich vor der Wahl gegen Rajoy posi-
tioniert hatten. Rajoy und die PP stehen 
vor allem wegen Korruptionsskandalen, 
starken Einsparungen im Gesundheits- 
und Bildungsbereich und umstrittenen 
Arbeitsmarktreformen in der Kritik. 
Spanien hat mit einer hohen Staatsver-
schuldung und Arbeitslosigkeit, vor al-
lem unter Jugendlichen, zu kämpfen.

Bei den letzten Wahlen konnten lin-
ke Kräfte zwar Stimmen hinzugewinnen, 
eine linke Regierung scheiterte jedoch an 
der Haltung der Sozialisten.

Auf ihren Schildern beschrieben die 
Demonstranten ihre Erfahrungen mit 
den bisherigen Regierungen Rajoy: „Die 
Volkspartei betrügt, raubt und knebelt“.
 HS

Meinung der Bewegung

Foto: Gabriele Senft


